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bare hohe Stand der Arbeitskultur wirkt sich günstig auf die 
Leistungen und das Arbeitsklima sowie auf die Arbeitsfreude 
und auf die Beziehungen der Werktätigen untereinander aus.

Heimatverbundenheit und die Bereitschaft aller Bürger zu 
fördern, das Geschaffene zu schützen, was auch den Forderun­
gen der 9. Tagung des Zentralkomitees der SED entspricht, 
dazu hat die bisherige Arbeit in diesem Betrieb einen wichti­
gen Beitrag geleistet.

Verbindliche Verallgemeinerung der Erfahrungen 
auf das gesamte'Kreisgebiet

Allen Beteiligten ging es von Anfang an darum, im VEB 
Spindel- und Spinnflügelfabrik kein Führungsbeispiel „an 
sich“ zu entwickeln. Sie orientierten sich vielmehr darauf, alle 
positiven Erfahrungen zu analysieren, nutzbar aufzubereiten 
und bestmöglich zu verbreiten. Dabei waren auch Hemm­
nisse aufzuzeigen. Es wurde deshalb in Annaberg frühzeitig 
damit begonnen, erste gesammelte Erfahrungen mit dem Ziel 
der schnellen allgemeinen Anwendung zu propagieren. So 
wurde eine „Konzeption zur Verallgemeinerung guter Erfah­
rungen bei der Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit“ 
erarbeitet. Auf ihrer Grundlage erfolgte die Einrichtung eines 
Konsultationsstützpunktes im Betrieb. Dort liegen z. B. die 
genannten Leitungsdokumente und eine anschauliche Bild­
dokumentation vor. Bei der inhaltlichen Gestaltung der Kon­
sultationsstätte haben der Leiter des Volkspolizeikreisamtes 
und der Stellvertreter für Inneres des Vorsitzenden des Rates 
des Kreises ihre Erfahrungen hilfreich vermittelt. Der Stütz­
punkt wird 14täglich für einen „Tag der Sicherheit“ genutzt. 
An ihm stehen jeweils u. a. der Betriebsdirektor oder der 
Abteilungsleiter für Ordnung und Sicherheit für Anfragen 
und Aussprachen zur Verfügung.

Auf der Grundlage der genannten Konzeption und der in 
einem „Plan zur Durchführung von differenzierten Beratun­
gen und Erfahrungsaustauschen“ festgelegten Folge werden 
nunmehr fortlaufend Erfahrungsaustausche mit den Betriebs­
direktoren aller Großbetriebe im Territorium, den Leitern 
aller mittleren und kleineren Betriebe sowie mit BGL-Vorsit­
zenden organisiert. Das erweist sich von großer mobilisieren­
der Wirkung, besonders weil auf diesen Beratungen der Be­
triebsdirektor oder der BGL-Vorsitzende verallgemeinerungs­
würdige Erfahrungen darlegt und es zu schöpferischen Dis­
kussionen kommt. Die Konsultationen werden inhaltlich auch 
sehr durch politisch-ideologische Einschätzungen und Hin­
weise durch den Sekretär der Betriebsparteiorganisation der 
SED angereichert.

Die Entwicklung und Verallgemeinerung des Führungs­
beispiels ist ein überzeugender Nachweis, daß damit entschei­
dend die gesamte Rechts- und Sichenhedtsärbeit affektiert wer­
den kann.
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Das Niveau und die Ergebnisse der Rechtsarbeit im Kreis- 
Annaberg sowie die Initiativen zur Festigung von Ordnung, 
Disziplin und Sicherheit werden auch in bestimmtem Umfang 
durch die Tätigkeit des Kreisgerichts beeinflußt. Das geschieht 
im Rahmen unserer gesetzlichen Verantwortung (speziell ge­
mäß Art. 90 ff. der Verfassung, §§ 3, 17, 18, 19 GVG und §§ 48, 
49 GöV) vor allem durch die Rechtsprechung. Dabei sind wir 
bemüht, unsere Entscheidungen und die sonstige Arbeit wirk­
sam in die Förderung der territorialen gesellschaftlichen Ent­
wicklungsbedingungen und -erfordemisse einzuordnen.

Voraussetzungen wirksamer Rechtsprechung

Die gerichtliche Tätigkeit ist davon abhängig, welche Verfah­
ren auf den Gebieten des Straf-, Zivil-, Familien- und Ar­
beitsrechts anfallen und' in welchem Umfang weitere Kon­
flikte oder Rechtsfragen an uns herangetragen werden. In der 
gesamten Arbeit streben wir Ergebnisse an, die individuell 
für die betreffenden Bürger, Kollektive oder Betriebe erziehe­
risch und gesamtgesellschaftlich orientierend wirken. Es geht 
uns also um gesellschaftliche Wirksamkeit. Dementsprechend 
gestalten wir die Arbeitspläne und kontrollieren ihre Erfül­
lung.

Als bedeutende Hilfe für unsere Tätigkeit betrachten wir 
die Hinweise in den Beschlüssen der Kreisleitung der SED

und speziell die von der Partei der Arbeiterklasse in regel­
mäßigen Abständen kommenden Orientierungen zu politisch- 
ideologischen Grundfragen und zur Verwirklichung der öko­
nomischen Strategie im Kreisgebiet. Sie schließt auch Fragen 
des Kampfes um die Einhaltung der Gesetzlichkeit, um Ge­
währleistung hoher Ordnung und Sicherheit in den Betrieben, 
Einrichtungen und Wohngebieten ein (vgl. auch Neuer Weg 
1984, Nr. 22, S. 857 ff.).

Unter Leitung des Staatsanwalts des Kreises kommt es 
mindestens zweimonatlich zu Zusammenkünften der Leiter 
der Sicherheits- und Justizorgane und des Stellvertreters für 
Inneres des Vorsitzenden des Rates des Kreises. Hier werden 
die unterschiedlichen Aufgaben zur Festigung der Gesetzlich­
keit koordiniert (§ 11 StAG), und es werden auch — bei strikter 
Beachtung der Eigenverantwortung — gemeinsame Schwer­
punkte der Arbeit festgelegt. Ein solches gemeinsames Vorge­
hen bezieht sich auf schwerpunktorientierte Arbeit in Betrie­
ben, Einrichtungen und Wohngebieten oder z. B. auf die Schaf­
fung von Führungsbeispielen (wie im VEB Spindel- und 
Spinnflügelfabrik Neudorf) oder auch auf inhaltliche Fragen 
der Rechtspropaganda und Rechtserziehung.

Wie 1984 konzentrieren wir am Kreisgericht auch im ange­
laufenen Jahr 1985 unsere Tätigkeit vor allem mit dem Ziel 
der Stärkung der Rechtssicherheit
— auf den Schutz und die Festigung unserer sozialistischen 

Staats- und Rechtsordnung,
— auf die Verwirklichung der ökonomischen Strategie der 

Partei — vor allem durch den Schutz der Volkswirtschaft 
und des sozialistischen Eigentums sowie durch die Förde­
rung des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens —,

— auf den Schutz der Rechte und Interessen der Bürger.
Um das zunehmend besser zu gewährleisten, analysieren

wir regelmäßig, wie die Richter die gesetzlichen Erfordernisse 
so erfüllen, daß gerechte, überzeugend begründete und gesell­
schaftlich wirksame Entscheidungen getroffen werden.

Dazu zählen wir z. B. in den Strafverfahren u. a. nachfol­
gende Faktoren:
— strikte Beachtung der prozessualen Anforderungen an die 

Prüfungspflichten des Gerichts und gründliche eigenver­
antwortliche Beurteilung der Sachlage im Eröffnungsver­
fahren ;

— Erarbeiten von Verhandlungskonzeptionen insbesondere 
bei kompliziertem Sachverhalt oder umfangreichen Ver­
fahren ;

— differenzierte Einbeziehung und Mitwirkung von gesell­
schaftlichen Kräften;

— Absichem der Wirksamkeit der Entscheidung (z. B. Aus­
wertungen, schnelle Vollstreckungsmaßnahmen, Ausspruch 
von Gerichtskritiken usw.).
Diese Anforderungen verlangen vor allem von mir als 

Direktor selbst konsequente Arbeit. Erfolge verzeichnen wir 
vor allem durch gut vorbereitete Verhandlungen. Zu einer 
festen Arbeitsmethode hat sich an unserem Gericht das aus­
wertende Gespräch durch den Vorsitzenden und die Schöffen 
mit dem am Verfahren mitwirkenden Kollektivvertreter ent­
wickelt. Dabei besteht das Ziel darin, mögliche Schlußfolge­
rungen für das Kollektiv zu ziehen, Hinweise für eine even­
tuelle Prozeßauswertung nach Rechtskraft des Urteils durch 
den Kollektivvertreter zu vermitteln und auch die Bewäh­
rungskontrolle — soweit erforderlich — zu vereinbaren. Zu­
nehmend werden im Verfahren mitwirkende Schöffen im 
Sinne des § 52 StPO bei Verfahrensauswertungen zur Über­
windung von Ursachen und Bedingungen von Straftaten tätig. 
Die Schöffen setzen sich bei der Kontrolle der Verwirk­
lichung von Maßnahmen’der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit und als Betreuer bzw. Helfer für die Erziehung straffäl­
lig gewordener Bürger ein.

Wir gehen davon aus, daß die Kultur der gerichtlichen 
Tätigkeit selbst rechtserzieherisch wirkt. Unter diesem Ge­
sichtspunkt bemühen wir uns, in den differenzierten Formen 
der Verhandlungen (in und außerhalb des Gerichtsgebäudes) 
durch pünktlichen Verhandlungsbeginn, sachliche Verhand­
lungsführung, sicheres Auftreten, beachten der Würde aller 
Prozeßbeteiligten überzeugend zu wirken.

Zu unseren Erfahrungen zählt, daß die Wirksamkeit der 
gerichtlichen Entscheidung in der Öffentlichkeit auch daran 
gemessen wird, wie konsequent ausgesprochene Strafen bzw. 
erzieherische Maßnahmen verwirklicht werden. Das bezieht 
sich z. B. auch auf Geldstrafen und Zusatzgeldstrafen. Im zu­
rückliegenden Jahr gelang uns das mit nahezu 94 Prozent in 
beiden Geldstrafenarten bereits recht wirksam.

Auf den Gebieten des Zivil- und Arbedtsrechts bieten sich 
ebenfalls vielfache Möglichkeiten, die öffentliche Wirksam­
keit zu erhöhen. Frühere Zurückhaltung, vor gezielter oder 
erweiterter Öffentlichkeit zu verhandeln, haben wir über­
wunden. So sind Verfahren aus dem Bereich des Mietrechts,


